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Der Niedersächsische Mini 
für Wissenschaft und une 
Postfach 261 a; 

3000 Hannover 1 

2 51-02 600 - RS-6/82/10-Schr/Gru 6008 
20. November 1984 

Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen 
hier : Datenschutz 

Bezug: a) Erlaß vom 16.1.1984, Az.: w.o 
b) Erlaß vom 31.10. 84, Az.: w.o. 

Ich b a künftig, auf eine vollständige Erfassung der Ziel- 
zu verzichten, die von den dienstlichen Fernmeldeanlagen der 

Universität aus angewählt werden. Die vollständige Erfassung der Ziel- 
nummern durch Gespr ächs- Datener fassun sanlagen st datenschu tzrecht- g 1 

10 ff. des beigefügte 
as 

gten Beschlusses des ie en vom 3.10.1984, Geschäftszeichens 23 Bv 6/84 a skräftig). Aus den dort genannten Gründen will ich d 
urch das Weglassen der beiden letzten Nummer Be n 

und dem Ausdruck auf mit hilfe der ADV Ann ger sung erstellten Listen anonymisieren 
M.E. steht diesem Verfahren bei dienstlich 

cn entgegen. Aufgrund Mr: ee E_ ee a gekürzten Zielnummer dürfte es den E.. ® en eh. ee sein, die von Ihnen nrte EIER EEE A präche zu identifizieren. Die erbetene st 2 9 der dienstlichen Ferngespräche durch E. enst- stelle dürfte durch die ses Verfahren nur 
i 

er werden, da in Zweifelsfällen die nei au were lichen Fernsespräche Auskunft geben können ee 

In Vertretung 

Der Kanzler 

k incl 

( Lüthje ) 
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Amtliche Mitteilungen Seite 

Gesetz 

über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftlichem Personal 

an Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

Vom 14. Juni 1985 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

Das Hochschulrahmengesetz vom 26. Januar 1976 
(BGBI.1S. 185), zuletzt geänuert durch das Gesetz vom 

28. März 1985 (BGBi. | S. 605), wird wie folgt geändert: 

1. Nach $ 57 wird eingefügt: 

„57a 

Befristung von Arbeitsverträgen 

Für den Abschluß von Arbeitsverträgen für eine 

bestimmte Zeit (befristete Arbeitsverträge‘ mit wis- 

senschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern 

($ 53), Personal mit ärztlichen Aufgaben ($ 54) und 

Lehrkräften für besondere Aufgaben ($ 56) sowie mit 

wissenschaftlichen Hilfskräften gelten die 8$ 57 b 

bis 57f. Die arbeitsrechtlichen Vorschriften und 

Grundsätze über befristete Arbeitsverträge sind nur 

insoweit anzuwenden, als sie den Vorschriften 

dieses Gesetzes nicht widersprechen 

857b 

Sachlicher Grund für die Befristung 

(1) Der Abschluß befristeter Arbeitsverträge mit 

demın 857 a Satz 1 genannten Personal ist zulässig, 

wenn die Befristung durch einen sachlichen Grund 

gerechtfertigt ist, es sei denn, es bedarf nach den 

allgemeinen arbeitsrechtlichen Vorschriften und 

Grundsätzen keines sachlichen Grundes. 

(2) Sachliche Gründe, die die Befristung eines 

Arbeitsvertrages mit einem wissenschaftlichen oder 

künstleriscnen Mitarbeiter nach $ 53 sowie mit Per- 

sonal mit ärztlichen Aufgaben nach $ 54 rechtferti- 

gen, liegen auch vor, wenn 

1. die Beschäftigung des Mitarbeiters mit Dienstlei- 

stungen nach $ 53 Abs. 1 oder nach 8 53 Abs. 3 

in Verbindung mit $ 53 Abs. 1 auch seiner Weiter- 

bildung als wissenschaftlicher oder künstleri- 

scher Nachwuchs oder seiner beruflichen Aus-, 

Fort- oder Weiterbildung dient, 

der Mitarbeiter aus Haushaltsmitteln vergütet 

wird, die haushaltsrechtlich für eine befristete 

Beschäftigung bestimmt sind, und er entspre- 

chend beschäftigt wird, 

n
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3. der Mitarbeiter besondere Kenntnisse und Erfah- 
rungen in der Forschungsarbeit oder in der künst- 
lerischen Betätigung erwerben oder vorüberge- 
hend in sie einbringen soll, 

4. der Mitarbeiter überwiegend aus Mitteln Dritter 
vergütet und der Zweckbestimmung dieser Mittel 
entsprechend beschäftigt wird oder 

5. der Mitarbeiter erstmals als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter eingestellt wird. 

(3) Ein sachlicher Grund, der die Befristung eines 
Arbeitsvertrages mit einer fremdsprachlichen Lehr- 
kraft für besondere Aufgaben rechtfertigt, liegt auch 
vor, wenn ihre Beschäftigung überwiegend für die 

Ausbildung in Fremdsprachen erfolgt (Lektor). 

(4) Für die Befristung eines Arbeitsvertrages mit 
einer wissenschaftlichen Hilfskraft gilt Absatz 2Nr. 1, 
2 und 4 entsprechend. 

(5) Der Grund für die Befristung nach Absatz 2 bis 
4 ist im Arbeitsvertrag anzugeben; ist der Grund nicht 
angegeben, kann die Rechtfertigung der Befristung 
nicht auf die Absätze 2 bis 4 gestützt werden. 

(6) Der erstmalige Abschluß eines befristeten 
Arbeitsvertrages für die Beschäftigung als wissen- 
schaftlicher oder künstlerischer Nachwuchs oder zur 
beruflichen Ausbildung nach Absatz 2 Nr. 1 oder für 
die Beschäftigung nach Absatz 2 Nr. 5 soll nicht spä- 
ter als vier Jahre nach der letzten Hochschulprüfung 
oder Staatsprüfung des wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Mitarbeiters erfolgen. 

857c 

Dauer der Befristurg 

(1) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrages 
bestimmt sich in den Fällen des $ 57 b Abs. 2 bis 4 
im Rahmen der Absätze 2 bis 6 ausschließlich nach 
der vertraglichen Vereinbarung. Sie muß kalender- 
mäßig bestimmt oder bestimmbar sein. 

(2) Ein befristeter Arbeitsvertrag nach $ 57b 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 kann bis zur Dauer von 
fünf Jahren abgeschlossen werden. Mehrere befri- 
stete Arbeitsverträge nach $ 57 b Abs. 2Nr. 1 bis 4 
und Abs. 3 bei derselben Hochschule dürfen diese 
Höchstgrenze insgesamt nicht überschreiten. Ein 
befristeter Arbeitsvertrag nach $ 57 b Abs. 2 Nr. 5 
kann bis zur Dauer von zwei Jahren abgeschlossen 
werden. 

(3) Auf die Höchstgrenze nach Absatz 2 Satz 1 und 
2 sind Zeiten eines befristeten Arbeitsvertrages nach 
8 57b Abs. 2 Nr. 1 bis 4, soweit er Gelegenheit zur 
Vorbereitung einer Promotion gibt, nicht anzurech- 
nen. 

(4) Wird bei Personal mit ärztlichen Aufgaben, das 

sich in der Weiterbildung zum Gebietsarzt befindet, 
die Anerkennung als Gebietsarzt in fünf Jahren nicht 
erworben, kann die Höchstgrenze nach Absatz 2 

Satz 1 und 2 um die notwendige Zeit für den Erwerb 
der Anerkennung als Gebietsarzt, höchstens bis zur 
Dauer von drei Jahren, überschritten werden. Zum 
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Zwecke des Erwerbs einer Anerkennung für ein Teil- 
gebiet oder einer Zusatzbezeichnung kann ein weite- 

rer befristeter Arbeitsvertrag bis zur Dauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. Absatz 2 Satz 2 gilt ent- 

sprechend. 

(5) Ein befristeter Arbeitsvertrag mit einer wissen- 
schaftlichen Hilfskraft kann bis zur Dauer von vier 
Jahren abgeschlossen werden. Mehrere befristete 
Arbeitsverträge bei derselben Hochschule dürfen 
diese Höchstgrenze insgesamt nicht überschreiten. 
Zeiten eines befristeten Arbeitsvertrages als wissen- 
schaftliche Hilfskraft, die vor dem Abschluß eines 
Studiums liegen, sind auf die Höchstgrenze nicht 

anzurechnen. 

(6) Auf die jeweilige Dauer eines befristeten 
Arbeitsvertrages nach $ 57 b Abs. 2 bis 4 sind im Ein- 
verständnis mit dem Mitarbeiter nicht anzurect nen: 

1. Zeiten einer Beurlaubung, die für die Betreuung 
oder Pflege eines Kindes .unter 18 Jahren oder 
eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
gewährt worden ist, soweit die Beurlaubung die 
Dauer von zwei Jahren nicht überschreitet, 

2. Zeiten einer Beurlaubung für eine wissenschaft- 
liche Tätigkeit oder eine wissenschaftliche oder 
berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung im Aus- 
land, soweit die Beurlaubung die Dauer von zwei 
Jahren nicht überschreitet, 

3. Zeiten einer Beurlaubung nach $ 8a des Mutter- 
schutzgesetzes und Zeiten eines Beschäfti- 
gungsverbots nach den $$ 3, 4, 6 und 8 des Mut- 
terschutzgesetzes, soweit eine Beschäftigung 
nicht erfolgt ist, und 

4. Zeiten des Grundwehr- und Zivildienstes. 

857d 
Kündigung bei Wegfall von Mitteln Dritter 

Ein befristeter Arbeitsvertrag nach $ 57 b Abs. 2 
Nr. 4 und Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 4 kann, 
ohne daß es einer vertraglichen Kündigungsregelung 
bedarf, gekündigt werden, wenn feststeht, daß die 
Drittmittel wegfallen werden, dies dem Mitarbeiter 
unverzüglich mitgeteilt wird und die Kündigung unter 
Einhaltung der Kündigungsfrist frühestens zum Zeit- 
punkt des Wegfalls der Drittmittel erfolgt. 

857e 

Privatdienstvertrag 

Für einen befristeten Arbeitsvertrag, den ein Mit- 

glied einer Hochschule, das Aufgaben seiner Hoch- 
schule selbständig wahrnimmt, zur Unterstützung bei 
der Erfüllung dieser Aufgaben mit einem aus Mitteln 
Dritter vergüteten Mitarbeiter abschließt, gelten 
857 a Satz 2 und die 88 57 b bis 57 d entsprechend. 

857f 

Erstmalige Anwendung 

Die $$ 57 a bis 57 e sind erstmals auf Arbeitsver- 
träge anzuwenden, die ab 26. Juni 1985 abgeschlos- 

sen werden.‘ 
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2. Dem 8 70 wird angefügt: 
82 

„(6) Für staatlich anerkannte Hochschulen gelten Mittel Dritter 

die 88 57 a bis 57 f entsprechend." 

3. 8 72 Abs. 1 zweiter Halbsatz erhält folgende Fas- 
I 
| 
| sung: 

| „die 88 57 abis 57 fund $ 70 Abs. 6 gelten unmittel- 

| bar.‘ 

| Artinel 2 
Gesetz 

über befristete Arbeitsverträge 

mit wissenschaftlichem Personal 
an Forschungseinrichtungen 

81 

Befristung von Arbeitsverträgen 

Für den Abschluß von Arbeitsverträgen für eine 
bestimmte Zeit (befristete Arbeitsverträge) mit wissen- 
schaftlichem Personal und mit Personal mit ärztlichen 
Aufgaben an staatlichen Forschungseinrichtungen 
sowie an überwiegend staatlich oder auf der Grundlage 
von Artikel 91 b des Grundgesetzes finanzierten For- 
schungseinrichtungen gelten $ 57 a Satz 2 und die 
88 57b bis 57 f des Hochschulrahmengesetzes ent- 
sprechend. 

® v 

Mittel Dritter nach $ 1 in Verbindung mit $ 57 b Abs. 2 
Nr. 4, 88 57 d und 57 e des Hochschulr- hmengesetzes 
sind diejenigen finanziellen Mittel, die den Forschungs- 
einrichtungen oder einzelnen Wissenschaftlern in 
diesen Einrichtungen über die von den Unterhalts- 
trägern zur Verfügung gestellten laufenden Haushalts- 

mittel und Investitionen hinaus zufließen. 

83 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des $ 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des $ 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 

  

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 

sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 

Bonn, den 14. Juni 1985 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

Dorothee Wilms 

       


